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     Vertrag 
 
 

zwischen 

 

der Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch das Bundesministerium der Verteidigung, 53003 Bonn 

dieses vertreten durch das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr,  

dieses vertreten durch das  
 

Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Köln 
Luftwaffenkaserne  
Flughafenstraße 1 

51147 Köln 
 

- Auftraggeber -  
 

und 
 

der Firma 
 

XXX 
 
 

 
- Auftragnehmer -  

 
 

wird der unter der Auftragsnummer des Auftraggebers 
 

8/3260/S1679 Los 2 
 
 
 

folgender Rahmenvertrag über das Absaugen, das Reinigen, das Wiederbefüllen der Ab-

scheider sowie die Entsorgung der zu verwertenden Inhalte lt. DIN 4040 (Fettabscheider) 

und DIN 1999-100 (Leichtflüssigkeitsabscheider) für das Bundeswehr-Dienstleistungszent-

rum Köln, Flughafenstraße 1 in 51147 Köln geschlossen: 
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§ 1 Vertragsgegenstand 
 

(1) Gegenstand dieses Vertrages ist das Absaugen, das Reinigen, das Wiederbefüllen der Ab-

scheider sowie die Entsorgung der zu verwertenden Inhalte laut DIN 4040 (Fettabscheider) 

und DIN 1999-100 (Leichtflüssigkeitsabscheider) in den Liegenschaften gemäß der Anlage 

1 des Bundeswehr-Dienstleistungszentrums Köln.  

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet folgende Entsorgungsleistungen nebst Nebenleistungen 

entsprechend der Anlage 1 zu erbringen: 

 

• das Absaugen von Fettabscheider und Leichtflüssigkeitsabscheider 

 

• das Reinigen und Wiederbefüllen von Fettabscheidern und Leichtflüssigkeitsabschei-

der 

 

• die Entsorgung der noch zu verwendenden Inhalte laut DIN 4040 und DIN 1999-100 

 

(3) Die Ausführung der Leistungen hat nach den gesetzlichen Regelungen des Bundes und der 

Länder sowie der Satzungen der Gemeinden zu erfolgen. 

Hierunter fallen insbesondere: 

• das Kreislaufwirtschaftsgesetzes,  

• die Gewerbeabfallverordnung, 

• das Wasserhaushaltsgesetz, 

• das Altölgesetz, 

• die Vorschriften für Feuer-und Unfallschutz, 

• die Verordnung über brennbare Flüssigkeiten, 

• die Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße, 

• das Bundes-Seuchengesetz und 

• die Abfall-Nachweis-Verordnung. 

(4) Bei der Abfallverbringung in einen EU-Staat sind weiterhin folgende Vorschriften zu beach-

ten: 

• Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates zur Überwachung und Kontrolle der Verbrin-

gung von Abfällen in der, in die und aus der Europäischen Gemeinschaft 

• Abfallverbringungsgesetz 

• Bekanntmachungen der Zollstellen, über die Abfälle in den, aus dem oder durch den 

Geltungsbereich der EG-Abfallverbringungsverordnung sowie des Abfallverbringungs-

gesetzes verbracht werden können. 

(5) Die Leistungen sind termin- und fachgerecht nach den sonstigen gesetzlichen Vorgaben und 

im Übrigen nach Anlage 1 zu erbringen. 

(6) Zur Durchführung der Leistungen entsendet der Auftragnehmer Fachkräfte an den Standort 

der Anlagen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Fachkräfte jeweils so auszuwählen und 

auszurüsten, dass sie nach dem zu erwartenden Arbeitsanfall in der Lage sind, die im Auftrag 

angegebenen Leistungen/ Entsorgungen ordnungsgemäß sowie gesetzeskonform durchzu-

führen. 

(7) Der Auftragnehmer hat bei der Erfüllung des Vertrages die gesetzlichen Vorschriften und 

behördlichen Bestimmungen zu beachten. Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschrif-

ten in diesem Vertrag haben daher nur klarstellende Bedeutung erheben keinen Anspruch 

auf Vollständigkeit. Standards, Normen und sonstige Vorschriften gelten in dem in § 2 fest-

gelegten Umfang und zu dem dort bezeichneten Geltungszeitpunkt („Stand“).  

(8) Die Einhaltung der Bestimmungen, Vorgaben und Regelungen hinsichtlich der Arbeitssicher-

heit obliegen dem Auftragnehmer. 
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(9) Für nach der Vertragsunterzeichnung bzw. nach dem in § 2 festgelegten Stand eintretende 

Änderungen der Vorgaben aus Abs. 4, die Auswirkungen auf die Vertragsdurchführung ha-

ben und bei Vertragsabschluss für den Auftragnehmer nicht vorhersehbar waren, ist das 

weitere Vorgehen mit dem Auftraggeber abzustimmen. Soweit die Änderungen für den Auf-

tragnehmer bei Vertragsabschluss vorhersehbar waren und er diese unberücksichtigt gelas-

sen hat, sind die wirtschaftlichen Folgen der Änderungen vom Auftragnehmer zu tragen. 

§ 2 Vertragsbestandteile 

(1) Für die Durchführung des Vertrages gelten folgende Grundlagen in der nachstehenden Rei-

henfolge: 

a. die Vereinbarungen dieses Vertrages, 

b. die Leistungsbeschreibung (Anlage 1), 

c. das Angebot des Auftragsnehmers vom XXX / Preislisten (Anlage 2) 

d. Staatenliste  

e. die Zusätzlichen Vertragsbedingungen des Bundesministeriums der Verteidigung zur 

Verdingungsordnung für Leistungen, Teil B (ZVB/BMVg) in der Fassung vom 5. Juni 

2023 (veröffentlicht im Bundesanzeiger AT 13.07.2023) (Anlage 4). Auf die Vertrags-

strafenregelung nach Nr. 33 ff. ZVB/BMVg (Anlage 4) dieses Vertrages wird ausdrück-

lich hingewiesen.  

f. Russische Sanktionen 

g. die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 2003 (BAnz. Nr. 178a).  

h. die Bestimmungen der Verordnung über die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. No-

vember 1953 (VOPR Nr. 30/53) in der jeweils gültigen Fassung, 

i. alle mit der Durchführung der Dienstleistung zusammenhängenden gesetzlichen, be-

hördlichen und berufsgenossenschaftlichen Vorschriften, insbesondere der Berufsge-

nossenschaft, der Bauämter sowie der zuständigen Stellen der Bundeswehr für Ar-

beitsschutz und Brandschutz sowie die  

j. Regelungen des Arbeitnehmer- Entsendegesetz, des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-

setzes, des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes sowie des Einkommensteuergesetzes. 

(2) Die vorstehende Reihenfolge stellt im Falle von Widersprüchen auch die rechtliche Rang-

folge der Vertragsbestandteile dar.  

(3) Bei verbleibenden Widersprüchen zwischen verschiedenen Vertragsbestandteilen oder in-

nerhalb desselben Vertragsbestandteils ist die jeweilige höhere Qualität, größere Menge, 

bessere Funktionalität oder dergleichen geschuldet. 

(4) Wird durch die Vertragspartner keine Einigung im Sinne der vorgenannten Regeln erzielt, 

obliegt dem Auftraggeber das Letztentscheidungsrecht. 

(5) Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers finden keine Anwendung. 

(6) Die Unterlagen gelten in der bei der Angebotsabgabe geltenden Fassung soweit in diesem 

Vertrag dazu nichts anderes geregelt ist. 

 

§ 3 Vertragsdurchführung 

(1) Der Auftragnehmer sichert die enge Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber zu. Der Auftrag-

nehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber über den jeweiligen Sachstand der Auftrags-

durchführung auf Nachfrage zügig und umfassend in Textform zu unterrichten. 

(2) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die zur sachgerechten Erfüllung des Auftrages - und 

über die durch Auftraggeber bereitgestellten, sowie vorhandener eigener Informationen – 
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zusätzlich benötigten Informationen selbstständig aus einschlägigen bzw. frei zugänglichen 

Quellen zu beziehen. 

(3) Die Entsorgungsleistungen sind gemäß § 1 dieses Vertrages ausschließlich während der 

Arbeitszeiten des Auftraggebers nach Absprache durchzuführen. Die Arbeitszeit des Auf-

traggebers ist, montags bis donnerstags von 8:00 Uhr bis 15:00 Uhr und freitags von 08:00 

bis 12:00 Uhr, sowie nach individueller Absprache, außer an gesetzlichen Feiertagen. Eine 

entsprechend vorherige Absprache ist unabdingbar.  

(4) Bei der Erteilung von schriftlichen Aufträgen sind die zu entsorgenden Abfälle innerhalb von 

5 Werktagen nach Auftragserhalt abzuholen. 

(5) Die angegebenen Jahresmengen gemäß Anlage 1 für die Entsorgung sind Schätzwerte 

auf der Grundlage der Vorjahresdaten. Eine Verpflichtung des Auftraggebers zur Abgabe 

bestimmter Abfallmengen besteht nicht. Abweichungen in jeder Richtung sind möglich und 

berechtigen den Auftragnehmer nicht zu einer Änderung der Einzelpreise. 

(6) Der Auftragnehmer versichert, dass sein Unternehmen alle für die ordnungsgemäße Leis-

tungsausführung erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. Soweit für bestimmte Abfallarten, 

Tätigkeiten, Verfahren oder Leistungsorte weitere Genehmigungen erforderlich sind, wird er 

diese unverzüglich einholen und dem Auftraggeber vor Entsorgungsbeginn vorlegen. Hierzu 

zählt auch die Zulassung des Auftragnehmers laut DIN 1999. Nach Ablauf ihrer Gültigkeits-

dauer erneuerte Zertifikate und Genehmigungen wird er dem Auftraggeber unaufgefordert 

erneut vorlegen. 

(7) Abrufberechtigt für Leistungen nach Anlage 1 ist ausschließlich das Bundeswehr-Dienstleis-

tungszentrum Köln.  

(8) Der Auftraggeber behält sich vor die Standorte innerhalb der Liegenschaft kostenfrei zu än-

dern. 

(9) Erkennt der Auftragnehmer, dass wegen Änderung der Nutzung, von gesetzlichen Bestim-

mungen bzw. Vorschriften nach Anlage 1 Leistungsintervalländerungen (Entsorgungs- /Tau-

schintervalle, Abholung von Abfällen) Änderungen eintreten, hat der Auftragnehmer den Auf-

traggeber schriftlich darauf hinzuweisen. 

 

 

§ 4 Pflichten des Auftragnehmers 

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die vereinbarten Leistungen durch qualifiziertes Perso-

nal und nach gesetzlichen Vorschriften für die in Anlage 1 beschriebenen Leistungen Absau-

gen/Reinigung/ Wiederbefüllen/ Entsorgung / auszuführen. Die Qualifikation des durchfüh-

renden Personals ist auf Verlangen nachzuweisen. Die schriftlich bzw. telefonische 

Anmeldung der geplanten Leistungen gemäß § 1 sowie Anlage 1 muss spätestens 2 Tage 

vor Ausführungsbeginn bei dem zuständigen technischen Meister bzw. Meisterin oder des-

sen Vertreter bzw. Vertreterin erfolgen.  

In Notfällen sind die erforderlichen Arbeiten sofort (innerhalb von 5 Stunden) – auch 

außerhalb der normalen Arbeitszeit durchzuführen. 

(2) Die Leistungen sind so auszuführen, dass die Betriebssicherheit und umweltrechtliche As-

pekte erfüllt/ erhalten bleiben, insbesondere die Entsorgung nach den gesetzlichen Vorga-

ben nach Anlage 1 für den Auftraggeber umgesetzt wird.  

(3) Die Entsorgung der anfallenden Abfälle obliegt dem Auftragnehmer. Er wird hierbei alle ein-

schlägigen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder sowie die darauf beruhenden 

Durchführungsbestimmungen in der jeweils gültigen Fassung einhalten, in ihrem Rahmen 

alle Vorgaben des Auftraggebers beachten und den Auftraggeber, soweit dieser wegen einer 

Rechtsverletzung des Auftragnehmers in Anspruch genommen wird, von der Haftung frei-

stellen. 

Der Auftragnehmer übernimmt die Funktion des Erzeugers sowie des Besitzers der Abfälle 
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im Sinne des Gesetzten zur Förderung der Krauslaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-

verträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz -KrW-/ AbfG). 

Der bzw. die zuständige Beauftragte des Auftraggebers hat das Recht, sich über den ge-

samten Entsorgungsprozess des Auftragnehmers für bei der Leistungserbringung anfallen-

den Abfälle zu informieren, Einblick in alle zugehörigen Unterlagen zu nehmen und bei Fest-

stellung von Abweichungen von einschlägigen Rechtsvorschriften die nötigen Korrekturen 

zu verlangen. 

(4) Der Auftragnehmer weist nach, dass er über gültige Nachweise verfügt, die den Verbleib der 

Abfälle bestätigen (Entsorgungswege, Benennung der Entsorgungs-/Vorbehandlungsan-

lage). 

(5) Die Gestellung des benötigten Wassers für das Reinigen und das Wiederbefüllen erfolgt 

durch den Auftragnehmer. Das hierfür verwendete Wasser muss den Einleitbestimmungen 

der Entwässerungssatzung entsprechen. 

(6) Der Auftragnehmer hat die ausgeführten Leistungen zu dokumentieren. 

(7) Die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die Unfallverhütungsvorschriften sowie die 

allgemein anerkannten Regeln sind zu beachten. Die persönliche Schutzausstattung ist zu 

stellen und von den Mitarbeitenden zu tragen. Für die ausführenden Arbeiten liegen die ent-

sprechenden Gefährdungsbeurteilungen sowie Betriebsanweisungen vor. Auf Nachfrage 

kann die Unterweisung der Mitarbeitenden schriftlich nachgewiesen werden. 

(8) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle zur Erbringung der Leistungen benötigte Hilfsmittel/ 

Fahrzeuge/ Geräte zu stellen. Ist der Einsatz von Gefahrstoffen notwendig, so ist der Einsatz 

anzuzeigen und die notwendigen Sicherheitsdatenblätter sind mitzuführen.   

(9) Die Übertragung von Arbeiten aus diesem Vertrag an Unterauftragnehmer ist ausge-

schlossen. 

(10) Der Auftragnehmer lässt sich die Durchführung der Arbeiten nach Anlage 1 von dem zustän-

digen Meister bzw. Meisterin o. ä. zuständigen Personal des Auftraggebers schriftlich bestä-

tigen. Dieser Nachweis ist der Rechnung beizufügen. 

Die Bestätigung erstreckt sich nicht auf die fachgerechte Ausführung der Arbeiten. 

(11) Über alle Arbeiten/ Entsorgungsleistungen ist ein Protokoll zu erstellen und vorzulegen. 

Stellt der Auftragnehmer bei der Entsorgungsleistung/ Abholung von Abfällen oder desglei-

chen Schäden fest, die die Betriebsbereitschaft oder die Sicherheit des Auftraggebers ge-

fährden können, hat er unverzüglich den zuständige/n Ansprechpartner/in unter der Telefon-

nummer/E-Mail-Adresse zu benachrichtigen:  

 

TGM Meisterbereich III Köln Wahn 0203 908 4339 

bwdlzkoelnTGMMBrIIIWahn@bundeswehr.org 

 

 

(12) Die Bestimmungen der militärischen Sicherheit gemäß § 11 sind zu beachten. 

 

 

§ 5 Laufzeit und Kündigung 

(1) Der Vertrag tritt am 1. September 2026 in Kraft und endet am 31. August 2030. Es besteht 

keine Option einer Vertragsverlängerung. 

(2) Der Vertrag kann jederzeit mit einer Frist von 3 Monaten gekündigt werden, wenn: 

 

• die Liegenschaft und/oder das Gebäude in dem die Entsorgungsleistung stattfindet, 

verkauft, abgegeben oder stillgelegt wird, 

• der Auftraggeber die Entsorgungsleistung selbst wahrnehmen kann oder eine we-

sentliche Änderung des Betriebskonzeptes vorgegeben wird. 

mailto:bwdlzkoelnTGMMBrIIIWahn@bundeswehr.org
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Treffen die Kündigungsgründe aus § 5 (2) nur auf einzelne Leistungen zu, kann der Vertrag 

mit einer Frist von 3 Monaten für diese Anteile gekündigt werden (Änderungskündigung). Die 

Vergütung ist in diesem Fall entsprechend herabzusetzen/ anzupassen. 

(3) Der Auftraggeber behält sich vor, den Vertrag vorzeitig aus wichtigem Grund oder nach 

§ 627 BGB fristlos zu kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der Auf-

tragnehmer die wesentlichen Vertragspflichten trotz Abmahnung verletzt. Die außerordentli-

che Kündigung bedarf der Schriftform, sie kann fristlos oder unter Bestimmung einer Frist 

von bis zu einem Monat erklärt werden. Die Kündigung kann auf bestimmte Teilleistungen 

beschränkt werden.  

(4) Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn  

a. der Auftragnehmer sich an einer unzulässigen Absprache / Wettbewerbsbeschränkung 

im Sinne von § 1 GWB beteiligt hat; 

b. im Zeitpunkt der Zuschlagserteilung ein zwingender Ausschlussgrund nach § 123 Abs. 

1 bis 4 GWB vorlag. Dies gilt entsprechend, wenn ein solcher Grund während der Auf-

tragsausführung eintritt, 

c. im Zeitpunkt der Zuschlagserteilung ein fakultativer Ausschlussgrund nach § 124 Abs. 

1 GWB vorlag, es sei denn, die Kündigung ist in Anbetracht der Schwere des Verstoßes 

und ihrer Auswirkungen unangemessen. Dies gilt entsprechend, wenn ein solcher 

Grund während der Auftragsausführung eintritt, 

d. der Auftragnehmer im Vergabeverfahren unrichtige Angaben gegenüber dem Auftrag-

geber gemacht hat, die dazu führen, dass die Leistung aus rechtlichen oder tatsächli-

chen Gründen nicht mehr genutzt werden kann, und er nicht nachweist, dass er nicht 

vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat,  

e. der Auftragnehmer dem sicherheitsrelevanten Verlangen des Auftraggebers nicht nach-

kommt bzw. die geheimschutzrelevanten Voraussetzungen zum Umgang mit VS im 

Sinne des § 4 SÜG nicht herstellt, 

f. der Auftragnehmer wesentliche Pflichten aus diesem Vertrag verletzt, 

g. Schadensersatzleistungen vertragswidrig verweigert, 

h. eine drohende Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung des Auftragnehmers, Antrag-

stellung auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Auftragneh-

mers vorliegt, 

i. wiederholte oder schwerwiegende Verstöße gegen die vertraglichen Pflichten oder all-

gemeinen Sorgfaltspflichten bestehen, 

j. Umstände bekannt werden, die berechtigte Zweifel an der Leistungsfähigkeit, Fach-

kunde und Zuverlässigkeit des Auftragnehmers erwecken, es sei denn, diese Zweifel 

werden innerhalb einer angemessenen Frist ausgeräumt, 

k. Personen illegal beschäftigt oder 

l. der Auftragnehmer seine Verpflichtungen zur Geheimhaltung von Tatsachen, die ihm im 

Zusammenhang mit diesem Rahmenvertrag oder einem Einzelvertrag bekannt gegeben 

worden sind, vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt. 

(5) Anstelle der außerordentlichen Kündigung hat der Auftraggeber das Recht, von diesem Ver-

trag ganz oder teilweise zurückzutreten, wenn einer der in Abs. 3 genannten Sachverhalte 

eintritt.  

(6) Hiervon unberührt bleiben die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen sowie all-

gemeine Kündigungs- und Rücktrittsrechte. 
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§ 6 Vergütung 

(1) Für die dem Auftragnehmer übertragenen Leistungen gemäß § 1 dieses Vertrages sowie 

Anlage 1 werden die in Anlage 2 (Preisblatt) genannten Preise vereinbart.  

Diese Preise sind Marktpreise gemäß § 4 der Verordnung über Preise bei öffentlichen Auf-

trägen vom 21. November 1953 (VO PR 30/53 – BAnz 1953 Nr. 244 in der jeweils gültigen 

Fassung). 

(2) Alle weiteren vereinbarten Leistungen werden als Sonderleistungen nach Aufwand sowie 

nach entstandenen Materialkosten abgerechnet und vergütet. 

(3) Die Preisvereinbarungen gelten, sofern in den vorgenannten Absätzen keine abweichenden 

Regelungen getroffen sind, für alle Leistungen, die in dem Vertragszeitraum erbracht wer-

den. Etwaige neue Preisvereinbarungen werden von den Vertragsparteien in Änderungsver-

trägen vorgenommen, die der in Nr. 3 ZVB/BMVg vorgeschriebenen Form entsprechen müs-

sen. Zu diesem Zweck verpflichtet sich der Auftragnehmer, dem Auftraggeber möglichst 

frühzeitig die neuen Preise (Sätze) mitzuteilen. Die geänderten Preise (Sätze) werden nicht 

vor Zugang der Mitteilung beim Auftraggeber wirksam (dies gilt nicht für Preissenkungen). 

Die oben erwähnten Mitteilungen müssen schriftlich erfolgen. 

(4) Aufträge werden mit dem Auftragnehmer einzeln abgerechnet. Rechnet der Auftraggeber 

nicht selbst ab, so benennt er die abrechnende Dienststelle im Auftrag.  

(5) Die vom Auftragnehmer erbrachten vertraglichen Leistungen sind monatlich nach Leistungs-

erbringung in Rechnung zu stellen. Der unterschriebene Leistungsnachweis ist der 

Rechnung beizufügen. Für jede Liegenschaft ist eine separate elektronische Rechnung 

(E-Rechnung) zu erstellen und einzureichen. 

 

§ 7 Rechnungslegung und Zahlungsbedingungen 

(1) Die Rechnungsabwicklung erfolgt ausschließlich über die Rechnungsplattform des Bundes. 

Die Rechnung ist gemäß § 2 Abs. 2 i.V.m. § 5 der Verordnung über die elektronische Rech-

nungsstellung im öffentlichen Auftragswesen des Bundes (ERechV) als elektronische Rech-

nung zu übersenden. In ihr ist u. a.  

− die Vertragsnummer 

− die Auftragsnummer (= Bestellnummer) 

− Leitweg-Identifikationsnummer 

− Lieferantennummer 

− die dem Auftragnehmer erteilte Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikations-

nummer 

− ggf. vertraglich vereinbartes Skonto  

anzugeben. 

(2) Die Rechnung enthält zudem z. B. die Leistungsbescheinigung/-nachweis, versehen mit dem 

Empfangs-/ Vereinnahmungsvermerk des Empfängers, der Vertragsnummer und der SAP-

Nummer, und alle sonstigen für die Abrechnung erforderlichen, zahlungsbegründenden Un-

terlagen. Rechnungen, die dieser Form nicht genügen und keinen Ausnahmetatbestand ge-

mäß § 8 sowie § 9 ERechV erfüllen, gelten als nicht gestellt, insbesondere begründen solche 

Rechnungen keinen Verzug nach § 286 Abs. 3 BGB. 

(3) Zahlungen werden durch den Auftraggeber binnen 30 Tagen nach Eingang der vollständi-

gen prüffähigen Rechnungsunterlagen beim Auftraggeber auf das Konto des Auftragneh-

mers 

IBAN:       XXXXXXXXX 

des Auftragnehmers bei der   XXXXXXXXX 
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in      XXXXXXXXX 

BIC:       XXXXXXXXX 

geleistet. 

(4) Im Übrigen gilt § 15 VOL/B. 

(5) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bei umsatzsteuerpflichtigen Leistungen das Entgelt und 

die jeweils anfallende Umsatzsteuer in seiner Rechnung gesondert auszuweisen. Dabei ist 

der angewandte Steuersatz anzugeben. 

(6) Sollte sich aufgrund der gesetzlichen Änderungen des Umsatzsteuersatzes während der 

Laufzeit des Vertrages die in dem vereinbarten Preis enthaltene Umsatzsteuer erhöhen oder 

mindern, ist die hierdurch verursachte Preisänderung entsprechend zu berücksichtigen. 

(7) Sind Teilleistungen zu einem Auftrag (z.B. Lieferung zu verschiedenen Zeiten) vereinbart, 

darf für jede Teilleistung eine gesonderte Rechnung eingereicht werden. 

(8) Stellt der Auftragnehmer eine Rechnung in elektronischer Form gegenüber dem Auftragge-

ber, gilt § 7 (1) mit der Maßgabe, dass die zahlungsbegründenden Unterlagen auf elektroni-

schem Weg gemeinsam mit der E-Rechnung übermittelt werden. Diese werden wie Original-

unterlagen behandelt. 

(9) Stellt der Auftragnehmer in berechtigten Ausnahmefällen (vgl. gemäß § 3 Abs. 3, §§ 8,9 

ERechV) eine Rechnung in Papierform gegenüber dem Auftraggeber, gilt § 7 (1) mit der 

Maßgabe, dass die zahlungsbegründenden Unterlagen grundsätzlich auf postalischem Weg 

in Papierform (in 1-facher Ausfertigung – Original) vorzulegen sind. Der Auftragnehmer kann 

jedoch Rechnungen und zahlungsbegründende Unterlagen auch elektronisch (z.B. per E-

Mail oder Telefax) übermitteln. Diese werden wie Originalunterlagen behandelt. 

(10) Rechnungsempfänger: 

Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Köln 

Flughafenstraße 1 

51147 Köln 

Leitweg-Identifikationsnummer 991-14504-95. 

(11) Die Fälligkeit tritt in jedem Fall erst nach vertragsgemäßer Leistungserbringung ein. 

(12) Zahlungen können mit schuldbefreiender Wirkung auf jedes in der Rechnung angegebene 

Konto des Auftragnehmers geleistet werden. 

(13) Der Auftragnehmer ist berechtigt, im Falle des Verzugs für jedes Mahnschreiben 5,00 Euro 

an Kosten zu berechnen. 

(14) Wenn und soweit auf diesen Vertrag Werkvertragsrecht anwendbar ist, so ist § 632a BGB 

ausgeschlossen. 

(15) Der Auftraggeber ist nur auf Anfrage verpflichtet, den Auftragnehmer über die Gründe zu 

unterrichten, wenn die Rechnungsendsumme einer vom Auftragnehmer vorgelegten Rech-

nung nach Prüfung und Feststellung durch den Auftraggeber um weniger als fünf Euro ge-

ändert wurden. 

(16) Im Übrigen gilt § 17 VOL/B. 

 

 

§ 8 Haftung 

(1) Der Auftragnehmer haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen in Verbindung mit den 

Regelungen der VOL/B und der ZVB/BMVg. Dies betrifft auch die Haftung der Erfüllungsge-

hilfen. Dazu gehören auch von ihm eingesetzte Nachunternehmer. 

(2) Eingetretene Schäden bei der Vertragsdurchführung sind dem Auftraggeber unverzüglich mit-

zuteilen. 

(3) In dem Umfang, in dem der Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber haftet, stellt er den 

Auftraggeber sowie die von ihm eingesetzten Dritten von Ansprüchen Dritter, die diese gegen 

den Auftraggeber und/oder die von ihm eingesetzten Dritten geltend machen, frei. Der Auf-

tragnehmer wird den Auftraggeber bei der Abwehr von Ansprüchen Dritter unterstützen (z. B. 
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durch Zurverfügungstellung von Informationen und Unterlagen, Teilnahme an Besprechun-

gen). Im vorstehend genannten Umfang trägt der Auftragnehmer auch angemessene Kosten 

der Rechtsverteidigung, die dem Auftraggeber aufgrund der Geltendmachung entsprechen-

der Ansprüche entstehen. Dies betrifft insbesondere Rechtsanwaltskosten. Die vorstehende 

Regelung gilt nicht für grob fahrlässiges oder vorsätzliches Handeln oder Unterlassen des 

Auftraggebers sowie der von ihm eingesetzten Dritten. 

(4) Werden im Zusammenhang mit den vereinbarten Leistungen Schäden verursacht, hat der 

Auftragnehmer in vollem Umfang Ersatz zu leisten, wenn ihn oder seine Erfüllungsgehilfen 

Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit trifft sowie bei Verletzung des Lebens, des Körpers, der 

Gesundheit und soweit eine Haftung aufgrund von gesetzlichen Bestimmungen (insb. des 

Produkthaftungsgesetzes) nicht abbedungen werden kann.  

Soweit der Auftragnehmer oder dessen Unterauftragnehmer im Haftungsfall aufgrund eines 

bestehenden Versicherungsvertrages einen Anspruch gegen (einen) Versicherer (Versiche-

rungsvorbehalt) oder aus einem sonstigen Rechtsgrund einen durchsetzbaren Anspruch ge-

gen einen anderen Dritten hat bzw. habender die zwischen den Parteien vereinbarte Haf-

tungsbegrenzung wertmäßig übersteigt, gilt die Haftungsbegrenzung für diesen 

überschießenden Teil als nicht vereinbart. 

(5) Für geringeres Verschulden wird die Haftung des Auftragnehmers auf 100 % des Auftrags-

wertes begrenzt. 

Soweit der Auftragnehmer oder dessen Unterauftragnehmer im Haftungsfall aufgrund eines 

bestehenden Versicherungsvertrages einen Anspruch gegen (einen) Versicherer (Versiche-

rungsvorbehalt) oder aus einem sonstigen Rechtsgrund einen durchsetzbaren Anspruch ge-

gen einen anderen Dritten hat bzw. haben der die zwischen den Parteien vereinbarte Haf-

tungsbegrenzung wertmäßig übersteigt, gilt die Haftungsbegrenzung für diesen 

überschießbaren Teil als nicht vereinbart. 

(6) Der Auftragnehmer hat für die gesamte Dauer der Leistungserbringung eine Haftpflichtversi-

cherung in Höhe von  

2,5 Mio. EUR für Personenschäden und 

2,5 Mio. EUR für Sach- und Vermögensschäden 

 abzuschließen. 

(7) Entfällt der Versicherungsschutz oder kann er nicht in der geforderten Höhe sichergestellt 

werden, ist der Auftraggeber hierüber unverzüglich textlich oder schriftlich zu informieren. 

(8) Der Auftraggeber haftet nicht für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die dem Auftrag-

nehmer, seinen Mitarbeitenden oder Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen bei Durchführung 

dieses Vertrages entstehen. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von solchen Ansprü-

chen frei, es sei denn der Auftraggeber hat die Schäden vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-

ursacht oder es besteht hierfür Versicherungsschutz. 

(9) Entfällt der Versicherungsschutz oder kann er nicht in der geforderten Höhe sichergestellt 

werden, ist der Auftraggeber hierüber unverzüglich textlich oder schriftlich zu informieren. 

(10) Der Auftraggeber haftet nicht für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die dem Auftrag-

nehmer, seinen Mitarbeitern oder Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen bei Durchführung die-

ses Vertrages entstehen. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von solchen Ansprüchen 

frei, es sei denn der Auftraggeber hat die Schäden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht 

oder es besteht hierfür Versicherungsschutz. 

(11) Auf die Vertragsstrafen-Regelung nach Nr. 11.4ff ZVB/BMVg (Anlage 4) wird hingewiesen. 

(12) Im Übrigen finden die Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches Anwendung. 
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§ 9 Mängelansprüche 

(1) Für den Fall einer nicht zeitgerechten Leistungserbringung, deren Ursachen nicht von dem 

Auftraggeber, sondern vom Auftragnehmer zu vertreten sind, behält sich der Auftraggeber die 

Optionen vor,  

a. eine Frist zur Nacherfüllung der vereinbarten (Teil-)Leistung zu setzen und sodann, 

b. wenn der Auftragnehmer die Leistung nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht vertragsge-

mäß erbringt, die Vergütung zu mindern und/oder 

c. vom Vertrag zurückzutreten und Ansprüche auf Schadensersatz gegen den Auftragneh-

mer geltend zu machen. 

(2) Für den Fall einer mangelhaften Leistungserbringung behält sich der Auftraggeber vor, 

a. zunächst die Beseitigung des Mangels ohne Berechnung zusätzlicher Kosten innerhalb 

einer angemessenen Frist zu verlangen sowie 

b. wenn die Nachbesserung nicht zeitgerecht eintritt - entweder einen Anspruch des Auf-

traggebers auf Herabsetzung der Vergütung gegen den Auftragnehmer geltend zu ma-

chen oder vom Vertrag zurückzutreten oder 

c. Ansprüche auf Schadensersatz gegen den Auftragnehmer geltend zu machen. 

(3) Im Streitfall ist die mangelhafte Leistungserbringung von Seiten einer unabhängigen dritten 

Seite festzustellen. 

(4) Im Übrigen finden die Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches Anwendung. 

 

 

§ 10 Vertragsstrafe 

(1) Für jeden Fall eines schuldhaften Verstoßes gegen die sich aus dieser Vereinbarung erge-

benden Verpflichtungen hat der Auftragnehmer an den Auftraggeber eine Vertragsstrafe zu 

zahlen.  

a. Der Auftragnehmer verwirkt eine Vertragsstrafe, wenn er oder sonstige Personen, für die 

er gemäß §§ 31,278, 831 BGB einzustehen hat, den genannten Regelungen zuwider-

handelt, indem diesen Regelugen bspw. Nicht oder nicht vollständig in der gestellten 

Frist nachgekommen wird.  

b. Die Höhe der Vertragsstrafe beträgt für jeden Verstoß 5% der Netto-Gesamtvergütung 

der RV. 

c. Der Auftragnehmer ist vor jedem Ausspruch einer Vertragsstraße anzuhören. 

(2) Es wird eine Vertragsstrafe wegen Verzögerung der Leistung sowie Nichtleistung vereinbart:  

a. Gerät der Auftragnehmer mit seiner Leistung ganz oder teilweise schuldhaft in Verzug, 

beträgt die Vertragsstraffe für jede vollendete Woche des Verzugs 0,5 % des Netto-Prei-

ses des rückständigen Teils der Leistung. Die Gesamtsumme der zu zahlenden Ver-

tragsstraffe ist auf 5 % der Netto-Vergütung der rückständigen Leistung beschränkt. Die 

Vertragsstrafe wird ab der ersten vollendeten Woche nach Ablauf des vereinbarten Leis-

tungstermins berechnet. 

b. Steht dem Auftraggeber wegen Verzugs ein Schadenersatzanspruch zu, so sind die aus 

dem Überschreiten der Auftragsfristen herrührenden gezahlten Strafen hierauf anzu-

rechnen.  

c. Der Auftragnehmer ist vor jedem Anspruch einer Vertragsstrafe anzuhören.  

 Im Übrigen wird auf Nr. 32 ZVB/BMVg verwiesen.  

(3) Hinsichtlich einer Vertragsstraße wegen Vorteilsgewährung/Bestechung (§§ 331 ff. StGB) 

wird ausdrücklich auf Nr. 33 ZVB/BMVg hingewiesen.  

(4) Mit Verwirken der Vertragsstrafe gemäß Absatz 1 wird diese zur Zahlung fällig. Der Auftrag-

nehmer hat die verwirkte Vertragsstrafe spätestens innerhalb von 14 Werktagen nach Zu-

gang einer Zahlungsaufforderung des Auftragsgeber zu zahlen. 
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(5) Die Zahlungsaufforderung gilt am drittem Tag nach der Aufgabe zur Post am Auftragnehmer 

als zugegangen; § 193 BGB gilt entsprechend. Die Zugangsfiktion gilt nicht, wenn die Zah-

lungsaufforderung dem Auftragnehmer nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen 

ist. Im Zweifel hat der Auftraggeber der Zahlungsaufforderung und den Zeitpunkt des Zu-

gangs zu beweisen. 

(6) Der Auftragnehmer hat während des Verzugs mit der Bezahlung der Vertragsstrafe an den 

Auftraggeber Verzugszinsen gemäß § 288 BGB zu zahlen.  

(7) Vertragsstrafen und Verzugszinsen sind auf das in der Zahlungsaufforderung benannte 

Bankkonto unter Angabe des dort genannten Kassenzeichens einzuzahlen. 

(8) Im Übrigen gilt § 11 VOL/B, wobei § 11 Nr. 2 Satz 2 VOL/B (Diese beträgt maximal 8 %) 

keine Anwendung findet. 

 

 

§ 11 Militärische Sicherheit  

(1) Die vom Auftragnehmer in Bundeswehr-Liegenschaften zur Durchführung des Vertrages ein-

gesetzten Mitarbeitenden oder Dritte haben vor allem die Vorschriften zu beachten, die der 

Auftraggeber in diesen Liegenschaften oder am Einsatzort allgemein oder speziell am Ein-

satzort aus Gründen der militärischen Sicherheit erlassen hat. Der Auftragnehmer wird sein 

Personal verpflichten, sich hierüber unverzüglich nach Eintreffen in Bundeswehr-Liegen-

schaften oder am Einsatzort zu informieren. Die Mitnahme weiterer, nicht mit der Leistungs-

ausführung betrauter Personen ist untersagt. 

(2) Die Zutrittsbedingungen zu den einzelnen Liegenschaften sind mit dem für die Sicherheit 

zuständigen Vertreter bzw. Vertreterin der Dienststelle festzulegen. Der Zutritt zu den Lie-

genschaften für Personal aus nicht NATO-Staaten kann nur auf ausdrückliche Zustimmung 

des jeweiligen Kasernenkommandanten bzw. der Kasernenkommandantin erfolgen. Perso-

nal aus in der Anlage 3 („Staatenliste“) aufgeführten Staaten darf nicht eingesetzt werden. 

Gleichzeitig verpflichtet sich der Auftragnehmer nur solche Fahrer bzw. Fahrerinnen einzu-

setzen, die nicht auf der übersandten Staatenliste geführt werden (Anlage 3) und die über 

ein gültiges Ausweisdokument verfügen. Sobald die vereinbarten Leistungen aufgrund feh-

lender Anmeldungen oder fehlender Ausweisdokumente durch den Auftragnehmer nicht 

ausgeführt werden können, kann der Auftraggeber die vereinbarte Leistung durch andere 

Unternehmen ausführen lassen und dem Auftragnehmer in Rechnung stellen. 

In der Liegenschaft ist den Anordnungen des Kasernenkommandanten bzw. der Kasernen-

kommandantin oder von der von ihm bevollmächtigten Person in Angelegenheiten der Si-

cherheit und Ordnung Folge zu leisten. Dies schließt die Befugnis ein, Zutritt nur in Beglei-

tung einer bevollmächtigten Person zu gestatten oder in begründeten Einzelfällen dem 

Einsatz von Beschäftigten des Auftragnehmers zu widersprechen. Während des Aufenthalts 

dürfen nur die Gebäude und Räume betreten werden, in denen die Leistung erbracht wird. 

Fotografieren ist untersagt. Mitgeführte Kraftfahrzeuge können kontrolliert werden. 

(3) Werden dem Auftragnehmer im Rahmen seiner Leistungserbringung Verschlusssachen des 

Geheimhaltungsgrades „Verschlusssache -Nur für den Dienstgebrauch- (VS-NfD)“ zugäng-

lich gemacht oder bekannt, verpflichtet er sich, Forderungen des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Technologie sowie des Bundesministeriums für Verteidigung hinsichtlich der 

Sicherheit und der Geheimhaltung nachzukommen und hierbei auf deren Verlangen insbe-

sondere bestimmte Personen von der Vertragsdurchführung fernzuhalten.  

(4) Der Auftraggeber wird für jede Person des Auftragnehmers rechtzeitig durch den Kasernen-

kommandanten / die Kasernenkommandantin bzw. den Dienststellenleiter / die Dienststel-

lenleiterin einen Berechtigungsausweis zum Betreten der Liegenschaften ausstellen lassen. 

Eine erteilte Zutrittsberechtigung ist stets widerruflich. 
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Werden Zutrittsausweise erteilt, sind sie bei Beendigung des Auftrages, Entlassung der Per-

sonen beim Auftragnehmer bzw. bei Ablösung oder Unterbrechung des Einsatzes in der Lie-

genschaft von mehr als 3 Monaten durch den Auftragnehmer einzuziehen und an den Auf-

traggeber zurückzugeben. 

(5) Im Falle der Erteilung von Unteraufträgen ist darin eine dieser Klausel entsprechende Ver-

einbarung aufzunehmen. 

 

 

§ 12 Höhere Gewalt  

(1) Der Auftragnehmer ist auch dann zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen ver-

pflichtet, wenn diese einen überdurchschnittlichen Aufwand erfordern. In Fällen höherer 

Gewalt werden die Parteien von ihren Verpflichtungen aus dieser RV indes für die Zeit frei, 

die das Ereignis  

a.  andauert, oder  

b.  auf die vertraglichen Verpflichtungen dahingehend einwirkt, dass diese nicht mehr 

oder nicht mehr rechtzeitig erbracht werden können. 

(2) Ergänzend zu § 5 Nr. 1 VOL/B (Mitteilung der Leistungsverhinderung) haben sich die Par-

teien über das Ergreifen von angemessenen, die Auswirkungen auf die vertraglichen Ver-

pflichtungen nach Möglichkeit minimierenden, Maßnahmen abzustimmen. 

(3) Ergänzend zu § 5 Nr. 2 Abs. 2 VOL/B (Kündigungsrecht bei dauerhafter Verhinderung) 

sind Schadensersatzansprüche ausgeschlossen. 

(4) Nicht als höhere Gewalt anzusehen sind insbesondere Gerichtsurteile, mangelnde Renta-

bilität oder Engpässen bei Lieferanten des Auftragsnehmers, sowie Szenarien der Lan-

des- und Bündnisverteidigung (LV/BV). 

(5) Im Übrigen finden die Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches Anwendung. 

 
 

§ 13 Datenschutz  

(1) Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass zur Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem 

Vertrag mit Ausnahme von Kontaktdaten der Ansprechpartner sowie der Angaben zum 

eingesetzten Personal nach § 11 – Sicherheit und Verschwiegenheit – keine personenbe-

zogenen Daten im Sinne des Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) durch 

den Auftragnehmer verarbeitet werden. 

(2) Gleichwohl ist der Auftragnehmer verpflichtet, im Rahmen der Vertragsdurchführung die 

gesetzlichen Vorschriften zum Datenschutz, wie z. B. die DSGVO, das Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG) und die anwendbaren Landesdatenschutzgesetze, insbesondere 

auch betreffend die Erfüllung der Informations-, Auskunfts- und Meldepflichten, einzuhal-

ten. 

(3) Die verarbeiteten Kontaktdaten der Ansprechpartner sowie Angaben zum eingesetzten 

Personal nach § 11 sind von den Vertragsparteien innerhalb von drei Monaten nach Ver-

tragsende zu löschen, sofern keine gesetzlichen oder vertraglichen Aufbewahrungsfristen 

oder sonstigen rechtlichen Gründe eine fortgesetzte Verarbeitung der personenbezogenen 

Daten begründen. 

(4) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bei der Erbringung der Leistungen aus diesem Vertrag 

ausschließlich solcher Personen einzusetzen, die zur Wahrung des Datengeheimnisses 

verpflichtet worden sind. Er wird dem Auftraggeber auf Verlangen die Vornahme der Ver-

pflichtungen jederzeit unverzüglich nachweisen. 

(5) Sofern im Rahmen der Vertragsdurchführung nicht ausgeschlossen werden kann, dass der 

Auftragnehmer abgesehen von den nach Nr. 1 Satz 1 genannten Daten Zugriff auf perso-

nenbezogene Daten erhält, für die der Auftraggeber Verantwortlicher im Sinne des Art. 4 
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Nr. 7 DSGVO ist, werden die Vertragsparteien prüfen, ob der Abschluss einer Auftragsver-

arbeitungsvereinbarung gemäß Art. 28 und 29 DSGVO zu erfolgen hat. Sofern dies nach 

Auffassung des Auftraggebers oder des Auftragnehmers erforderlich sein sollte, wird der 

Auftragnehmer ohne Mehrkosten eine entsprechende Vereinbarung mit dem Auftraggeber 

abschließen und die nach Art. 5, 24, 25 und 32 DSGVO erforderlichen technisch-organisa-

torischen Datenschutzmaßnahmen treffen. Setzt der Auftragnehmer zur Erfüllung solcher 

Tätigkeiten Unterauftragnehmer ein, hat er vertraglich sicherzustellen, dass die entspre-

chenden Unterauftragnehmer entweder eine Auftragsverarbeitungsvereinbarung mit dem 

Auftraggeber, oder aber eine Unterauftragsverarbeitungsvereinbarung mit dem Auftrag-

nehmer abschließen. 

(6) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seinen Unterauftragnehmern bzw. Unterauftragneh-

merinnen dieselben Datenschutzpflichten aufzuerlegen, wie sie zwischen Auftragnehmer 

und Auftraggeber vereinbart sind. 

 

 

§ 14 Vertraulichkeit / Verschwiegenheit 

(1) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, alle Informationen, die ihnen bzw. den von ihnen mit 

der Vertragserfüllung betrauten Personen im Zusammenhang mit Leistungen im Rahmen 

dieses Vertrags bekannt werden und deren Offenlegung nachteilige Auswirkungen hätte 

(nachfolgend auch „Vertrauliche Informationen“ genannt), vertraulich zu behandeln. 

(2) Vertrauliche Informationen dürfen nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftrag-

gebers an Dritte weitergegeben, verwertet oder verwendet werden. Sie sind zudem durch 

besondere Sicherheitsmaßnahmen durch den Zugriff von Personen, die nicht mit der Leis-

tungserbringung befasst sind bzw. nicht Berechtigte Personen im Sinne des Abs. 4 sind oder 

eine Genehmigung nach Abs. 5 haben, zu schützen. 

(2) Vertrauliche Informationen sind vor allem: 

a. alle mündlichen oder schriftlichen Informationen und Materialien die der Auftragnehmer 

direkt oder indirekt vom Auftraggeber zur Abwicklung des Auftrages erhält und als ver-

traulich gekennzeichnet sind oder deren Vertraulichkeit sich aus ihrem Gegenstand oder 

sonstigen Umständen ergibt, 

b. Informationen über interne Belange wie ressortspezifische Abläufe und geschäftliche 

Beziehungen des Auftraggebers,  

c. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Auftraggebers, 

d. Die beauftragten Leistungen und sonstige Arbeitsergebnisse. 

Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt unabhängig davon, ob die betreffende Information 

ausdrücklich als vertraulich gekennzeichnet ist oder nicht. 

(3) Die Weitergabe vertraulicher Informationen nach dem need-to-know-Prinzip ist auf die Mit-

arbeiter des Auftragnehmers zu begrenzen, die diese Informationen zur Auftragserfüllung 

zwingend benötigen und die ordnungsgemäß über die strengvertrauliche Natur der Informa-

tionenunterrichtet wurden und die einer beruflichen Verschwiegenheitsverpflichtung unterlie-

gen. Die Weitergabe an externe Dienstleister ist nur im zur Erbringung des für die Dienstleis-

tung notwendigen Umfang und unter Verpflichtung der Dienstleister nach Maßgabe der 

Schutzstandards dieser Vereinbarung gestattet. 

(4) Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht gegenüber Berechtigten Personen. Berechtigte 

Personen in diesem Sinne sind: Rechtsanwälte/Rechtsanwältinnen, Steuerberater/ Steuer-

beraterinnen, Wirtschaftsprüfer/Wirtschaftsprüferinnen, Gesellschafter, finanzierende Ban-

ken und Unterauftragnehmer, sofern die entsprechenden Informationen für die jeweilige Tä-

tigkeit notwendig sind. Berechtigte Personen in diesem Sinne sind darüber hinaus der 

Bundesrechnungshof sowie der Deutsche Bundestag - einschließlich der von diesem einge-

setzten Ausschüsse - im Rahmen der diesen zustehenden Auskunfts- und Informationsan-

sprüche (dies schließt eine Vorlage über die Bundesregierung ein). 
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Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt auch dann nicht, wenn eine Verpflichtung zur Offen-

legung der vertraulichen Information durch Beschluss eines Gerichts, Anordnung einer Be-

hörde oder ein Gesetz besteht. 

(5) Sofern die Vertragsparteien im Einzelfall darüber hinaus die Notwendigkeit der Weitergabe 

von Informationen an Dritte für erforderlich halten, ist die vorherige schriftliche Zustimmung 

der jeweils anderen Vertragspartei unter Darlegung der Gründe einzuholen. 

Der Auftragnehmer versichert mit Vertragsschluss, im Rahmen der Leistungserbringung nur 

Personen einzusetzen, die zur Vertraulichkeit und Geheimhaltung verpflichtet sind. 

(6) Die Regelungen der vorstehenden Absätze gelten auch nach Beendigung des Vertrages fort. 

(7) Ein Verstoß gegen die Regelungen der vorstehenden Absätze stellt eine wesentliche Verlet-

zung (nach-)vertraglicher Pflichten dar. Unabhängig von dem Zeitpunkt des Verstoßes ver-

wirkt der Auftragnehmer mit jedem Verstoß eine Vertragsstrafe nach  

§ 10. Er haftet zudem für alle Schäden in vollem Umfang, die dem Auftraggeber durch Ver-

letzung dieser vertraglichen Pflichten entstehen. 

 
 

§ 15 Wirksamkeit 

(1) Sollten einzelne Regelugen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird hier-

durch die Gültigkeit der übrigen Regelungen nicht berührt.  

(2) Die Vertragsparteien werden die unwirksame Regelung unverzüglich durch eine wirksame 

Regelung ersetzen, die dem ursprünglich Gewollten am nächsten kommt. Bei Vorliegen 

von Regelungslücken werden die Parteien eine Regelung vereinbaren, welche die Parteien 

nach dem Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen be-

dacht worden wäre. 

 
§ 16 Sonstige Vertragsbedingungen 

(1) Rechtserhebliche Erklärungen in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mahnung, 

Rücktritt, Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages) sind - soweit 

dies nicht ausdrücklich abweichend geregelt ist - in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, 

E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und die Möglichkeit der Anfor-

derung weiterer Nachweise, insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des bzw. der 

Erklärenden, bleiben unberührt. 

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber jedwede Änderung in der Bezeich-

nung des Firmennamens, der Rechtsform sowie die Übertragung einzelner Verträge oder 

Geschäftsbereiche, soweit dieser Vertrag hiervon betroffen ist, unverzüglich unter Vorlage 

entsprechender Nachweise anzuzeigen. 

(3) Ausschließlicher Gerichtsstand ist Bonn. 

(4) Es gilt deutsches Recht als vereinbart. 

(5) Die Abtretung einer Forderung aus diesem Vertrag ist nur mit vorheriger schriftlicher Zu-

stimmung des Auftraggebers zulässig. Der Auftragnehmer kann gegenüber dem Auftrag-

geber nur mit eigenen entweder rechtskräftig festgestellten oder unbestrittenen Forderun-

gen aufrechnen. 

(6) Die Anfertigung von Schlüsseln darf nur mit schriftlicher Genehmigung des Auftraggebers 

vorgenommen werden. Solche Schlüssel sind nach Vertragsablauf dem Auftraggeber aus-

zuhändigen. Ein Anspruch auf Erstattung der Kosten besteht insoweit nicht. 

(7) Zahlungsunfähigkeit, Überschuldung und die Beantragung eines Insolvenzverfahrens bzw. 

die Ablehnung mangels Masse hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber unverzüglich mit-

zuteilen. 
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(8) Der Bundesrechnungshof und das Parlament sind keine Dritten im Sinne dieses Vertrages. 

Daher ist eine Weitergabe von vertragsbezogenen Daten und, im Rahmen dieses Vertra-

ges erstellten, Arbeitsergebnissen durch den Auftraggeber an den Bundesrechnungshof, 

das Parlament sowie seiner Mitarbeiter zur Wahrnehmung ihrer verfassungsmäßigen Auf-

gaben ohne vorherige Zustimmung des Auftragnehmers zulässig. 

(9) Dem Auftragnehmer ist es untersagt, in der Werbung und sonstigen, öffentlich zugängli-

chen wie seinen internen Veröffentlichungsmedien auf diesen Vertrag oder den Auftragge-

ber hinzuweisen. Öffentliche Erklärungen oder Pressemitteilungen zu diesem Vertrag oder 

dem Auftraggeber bedürfen der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers und sind zuvor 

schriftlich vorzulegen. Im Übrigen gilt § 3 Nr. 2 VOL/B. 

 

 

Für den Auftraggeber:            Für den Auftragnehmer: 

Köln, ____________________________               XXX,__________________________ 
 
 
 
 
 
_________________________________        ___________________________________ 
     Leiter          Unterschrift und Firmenstempel 
Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Köln 
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Anlage 1 zum Vertrag 8/3260/S1679 

Gegenstand der Leistung/Leistungsbeschreibung 
 

Gegenstand des Vertrages ist zum einen die monatliche Reinigung und Entleerung der Fett- und/oder 

Stärkeabscheider sowie Entsorgung der zu verwertenden Inhalte in den Liegenschaften 

• Mobilmachungsstützpunkt, Knittkuhlerstraße 4 in 40629 Düsseldorf 

• Wehrdienstverwaltung Wilhelm-Raabe-Straße 46 in 40470 Düsseldorf 

• Zentrum für Nachwuchsgewinnung Ludwig-Beck-Straße 23 in 40470 Düsseldorf 

• Waldkaserne Hilden Eberfelder Straße 200 in 40724 Hilden 

 

des Bundeswehr-Dienstleistungszentrums Köln.  

Dies bedeutet im Einzelnen; 

• Gestellung des Schlammsaugwagens, 

• das Absaugen sowie die Reinigung und das Befördern von Absetzungen der Fett- 

und/oder Stärkeabscheider bis zur zugelassenen Abfallbeseitigungsanlage gemäß DIN 

4040 (Entsorgungsmengen/Reinigungsstrecken sind in Anlage 2 dieses Vertrages auf-

geführt), 

• Auffüllen der Abscheider mit Frischwasser (Das hierfür verwendete Wasser muss den 

Einleitbestimmungen der Entwässerungssatzung entsprechen). 

Zum anderen ist Vertragsbestandteil die Reinigung und die Entleerung der Leichtflüssigkeitsabscheider 

(Benzin-und Ölabscheider) nach Bedarf (im Regelfall 1 x jährlich) sowie Entsorgung der zu verwertenden  

Inhalte in den Liegenschaften 

• Waldkaserne Hilden, Elberfelder Straße 200 in 40724 Hilden 

 

des Bundeswehr-Dienstleistungszentrums Köln.  

Dies bedeutet im Einzelnen; 

• Gestellung des Schlammsaugwagens, 

• Reinigung sowie das Absaugen und Befördern von Absetzungen der Leichtflüssigkeits-

abscheider bis zur zugelassenen Abfallbeseitigungsanlage gemäß DIN 1999-100 (Ent-

sorgungsmengen/Reinigungsstrecken sind in Anlage 2 dieses Vertrages aufgeführt), 

• Auffüllen der Abscheider mit Frischwasser (Das hierfür verwendete Wasser muss den 

Einleitbestimmungen der Entwässerungssatzung entsprechen). 

Die Gestellung des benötigten Wassers für die Reinigung und das Wiederbefüllen erfolgt aus-

schließlich durch den Auftragnehmer. 

Es besteht kein Anspruch auf den Abruf der geschätzten Leistungen durch den Auftragge-

ber. 

 
  



 

Seite 18 von 39 

Anlage 2 zum Vertrag 8/3260/S1679 

Preisblätter  
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Anlage 3 zu RV 8-3260-S1679 

 

Staatenliste1
 

im Sinne von § 13 Absatz 1 Nummer 17 SÜG2
 

 
1. Afghanistan (Islamische Republik Afghanistan) 

2. Algerien (Demokratische Volksrepublik Algerien) 

3. Armenien (Republik Armenien) 

4. Aserbaidschan (Republik Aserbaidschan) 

5. Belarus (Republik Belarus) 

6. China (Volksrepublik China), 

ab 01.07.1997 einschließlich Sonderverwaltungsregion (SVR) Hongkong, 

ab 20.12.1999 einschließlich Sonderverwaltungsregion (SVR) Macau 

7. Georgien 

8. Irak (Republik Irak) 

9. Iran (Islamische Republik Iran) 

10. Kasachstan (Republik Kasachstan) 

11. Kirgisistan (Kirgisische Republik) 

12. Korea (Demokratische Volksrepublik Korea) 

13. Kuba (Republik Kuba) 

14. Laos (Demokratische Volksrepublik Laos) 

15. Libanon (Libanesische Republik) 

16. Libyen (Staat Libyen) 

17. Moldau (Republik Moldau) 

18. Pakistan (Islamische Republik Pakistan) 

19. Russische Föderation 

20. Sudan (Republik Sudan) 

21. Syrien (Arabische Republik Syrien) 

22. Tadschikistan (Republik Tadschikistan) 

23. Turkmenistan 

24. Ukraine 

25. Usbekistan (Republik Usbekistan) 

26. Vietnam (Sozialistische Republik Vietnam). 
 
 
 
 
 

1 Festgelegt durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat. Die Schreibweise der Staatennamen richtet sich nach dem vom 

Auswärtigen Amt herausgegebenen "Verzeichnis der Staatennamen für den amtlichen Gebrauch in der Bundesrepublik Deutschland" in 

der jeweils geltenden Fassung, die im Gemeinsamen Ministerialblatt bekanntgegeben wir 
2 Anlage zur "Anleitung zum Ausfüllen der Sicherheitserklärung 
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Anlage 4 zu RV 8-3260-S1679 
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Anlage 5 zu RV 8-3260-S1679 

 

 
Eigenerklärung  

Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich ab (ggf. zugleich in Vertretung für 

die lt. Teilnahmeantrag/ Angebot Vertretenen): 

1. Der Auftragnehmer gehört nicht zu den in Artikel 5k) Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 833/2014 in der aktuell gültigen Fassung der Verordnung (EU) über restriktive Maßnahmen 

angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, 

genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vor-

schrift aufweisen,  

a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Auftragnehmers oder die Niederlas-

sung des Auftragnehmers in Russland, 

b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die 

eines der Kriterien nach Buchstabe a) zutrifft, am Auftragnehmer über das unmittel-

bare oder mittelbare Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%, 

c) durch das Handeln des Auftragnehmers im Namen oder auf Anweisung von Perso-

nen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a) und/oder b) zutreffen.                                      

 

2. Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapa-

zitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch ge-

nommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, ge-

hören ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu 

Russland im Sinne der Vorschrift. 

3. Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Un-

terauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit 

der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unter-

nehmen mit Bezug zu Russland im Sinne von Ziffer 1 eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % 

des Auftragswerts entfällt. 

 

___________________________________, den ____________________ 

(Ort) (Datum) 

 

___________________________________ 

Unterschrift 

 
 
 


